
Nach 832 Absatz 2 ZensG 2022 dürfen die statistischen Ämter 
des Bundes und der Länder für ausschließlich kommunalstatis- 
tische Zwecke den für statistische Aufgaben zuständigen Stellen 
der Gemeinden und Gemeindeverbände (Statistikstellen) auf 
Ersuchen für deren Zuständigkeitsbereich Einzelangaben zu den 
Erhebungsmerkmalen sowie zu den Hilfsmerkmalen „Straße“ 
und „Hausnummer“ oder nach Blockseiten zusammengefasste 
Einzelangaben übermitteln. Die Übermittlung ist nur zulässig, 
wenn das Statistikgeheimnis durch gesetzlich vorgeschriebene 
Maßnahmen, insbesondere zur räumlichen, organisatorischen 
und personellen Trennung der Statistikstellen von den für 
nichtstatistische Aufgaben zuständigen Stellen der Gemeinden 
und Gemeindeverbände, gewährleistet ist. Die Hilfsmerkmale 
sind zum frühestmöglichen Zeitpunkt, spätestens jedoch zwei 
Jahre nach Übermittlung, zu löschen. 

Nach 8 16 Absatz 6 BStatG ist es zulässig, den Hochschulen oder 
sonstigen Einrichtungen mit der Aufgabe unabhängiger wissen- 
schaftlicher Forschung für die Durchführung wissenschaftlicher 
Vorhaben 

1. Einzelangaben zu übermitteln, wenn die Einzelangaben so 
anonymisiert sind, dass sie nur mit einem unverhältnismäßig 
großen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft den Be- 
fragten oder Betroffenen zugeordnet werden können (faktisch 
anonymisierte Einzelangaben), 

2. innerhalb speziell abgesicherter Bereiche des Statistischen 
Bundesamtes und der statistischen Ämter der Länder Zugang 
zu Einzelangaben ohne Name und Anschrift (formal anonymi- 
sierte Einzelangaben) zu gewähren, wenn wirksame Vorkeh- 
rungen zur Wahrung der Geheimhaltung getroffen werden. 

Die Pflicht zur Geheimhaltung besteht auch für Personen, die 

Einzelangaben erhalten. 

Hilfsmerkmale, Trennung und Löschung, Ordnungsnummern 

Familienname, Vornamen, Anschrift der Wohnung und Lage der 
Wohnung im Gebäude, Tag der Geburt ohne Monats- und Jahres- 
angabe und Kontaktdaten der Auskunftspflichtigen oder einer 
anderen für Rückfragen zur Verfügung stehenden Person sind 
Hilfsmerkmale, die lediglich der technischen Durchführung der 
Erhebung dienen. Diese Hilfsmerkmale werden von den Erhe- 
bungsmerkmalen zum frühestmöglichen Zeitpunkt getrennt und 
gesondert gespeichert oder gesondert aufbewahrt. 

Die Hilfsmerkmale sind zu löschen, sofern die Überprüfung der 
Erhebungs- und Hilfsmerkmale auf ihre Schlüssigkeit und Voll- 
ständigkeit abgeschlossen ist und sie für die Vorbereitung und 
Erstellung europäischer Bevölkerungsstatistiken einschließlich 
künftiger Zensus nicht mehr benötigt werden, spätestens sechs 
Jahre nach dem 15. Mai 2022. 

Die Fragebogen oder die Datensätze mit den erhobenen An- 
gaben werden nach Abschluss der Aufbereitung des Zensus, 
spätestens vier Jahre nach dem 15. Mai 2022, vernichtet bzw. 
gelöscht. 

Angaben zu den Erhebungsmerkmalen werden solange verarbei- 
tet und gespeichert, wie dies für die Erfüllung der gesetzlichen 
Verpflichtungen erforderlich ist. 

Die Ordnungsnummern bei der Verwendung des Papierfrage- 
bogens sind die Zugangsnummer, der Aktivierungscode und ein 
Belegkennzeichen am unteren Seitenrand des Fragebogens. Sie 
dienen der Unterscheidung der in die Erhebung einbezogenen 
Personen sowie der technischen Durchführung des Erhebungs- 
und Aufbereitungsverfahrens. Sie enthalten keine über die er- 
hobenen Informationen hinausgehenden Angaben über persön- 
liche oder sachliche Verhältnisse. 

Die Zugangsnummer dient der Zuordnung des Fragebogens zu 
der auskunftspflichtigen Person. Diese Zuordnung erfolgt beim 
Erstkontakt durch die für diese Erhebung verpflichteten Erhe- 
bungsbeauftragten. 

Der Aktivierungscode besteht aus einer frei vergebenen Zei- 
chenfolge und dient zusammen mit der Zugangsnummer der 
Teilnahme und Identifikation am Online-Meldeverfahren. Das 
Belegkennzeichen dient ausschließlich der Organisation des 
Erhebungs- und Aufbereitungsverfahrens und ist bestehend aus 
der Zugangsnummer, dem Erhebungsnamen sowie einer Ziffer 
für das zuständige Bundesland. 

Rechte und Pflichten der Erhebungsbeauftragten, 
Möglichkeiten der Auskunftserteilung 

Zur Entlastung der zu Befragenden werden Erhebungsbeauftrag- 
te im Sinne des $ 14 BStatG in Verbindung mit 520 ZensG 2022 
eingesetzt. Die Erhebungsbeauftragten haben ihre Berechtigung 
nachzuweisen. Sie müssen die Gewähr für Zuverlässigkeit und 
Verschwiegenheit bieten und sind zur Geheimhaltung beson- 
ders verpflichtet worden. Die aus ihrer Tätigkeit gewonnenen 
Erkenntnisse dürfen sie nicht in anderen Verfahren oder für 
andere Zwecke verwenden. Diese Verpflichtung gilt auch nach 
Beendigung ihrer Tätigkeit. 

Die Erhebungsbeauftragten sollen den Befragten bei der Beant- 
wortung der Fragen behilflich sein. Die in den Fragebogen ent- 
haltenen Fragen können mündlich gegenüber den Erhebungs- 
beauftragten oder elektronisch oder schriftlich beantwortet 
werden. Ihnen sind von den angetroffenen Auskunftspflichtigen 
auf Verlangen die Daten zu den Merkmalen nach 513 Absatz 1 
Nummer 1 bis 5 und 8, Absatz 2 Nummer 1 bis 3 ZensG 2022 
mündlich mitzuteilen. Diese Angaben sind den Erhebungsbeauf- 
tragten auch für andere in derselben Wohnung wohnende Per- 
sonen auf Verlangen mündlich mitzuteilen. 

Die Erhebungsbeauftragten dürfen die Angaben selbst in die 
Erhebungsunterlagen eintragen oder elektronisch erfassen. Das 
gilt auch für weitere Eintragungen in die Erhebungsunterlagen 
oder elektronische Erfassungen, soweit die Auskunftspflichtigen 
ihre Einwilligung erteilt haben, $ 25 Absatz 5 Satz 4 ZensG 2022. 

Bei schriftlicher Auskunftserteilung können die ausgefüllten 
Fragebogen den Erhebungsbeauftragten übergeben oder bei der 
Erhebungsstelle abgegeben oder dorthin übersandt werden. 

Eine weitere Auskunftserteilung erfolgt grundsätzlich elektro- 
nisch. 

Rechte der Betroffenen, Kontaktdaten der Datenschutz- 
beauftragten, Recht auf Beschwerde 

Die Auskunftgebenden, deren personenbezogene Daten verar- 
beitet werden, können 

-— eine Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO, 

- die Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO, 

- die Löschung nach Artikel 17 DS-GVO sowie 

- die Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DS-GVO 

der jeweils sie betreffenden personenbezogenen Daten bean- 
tragen oder der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten 
nach Artikel 21 DS-GVO widersprechen. Dies gilt soweit landes- 
rechtlich keine abweichende Regelung getroffen wurde. Abwei- 
chende landesrechtliche Vorschriften finden Sie unter 
https: //www.statistikportal.de/de/datenschutz/zensus. 

Sollte von den oben genannten Rechten Gebrauch gemacht wer- 
den, prüft die zuständige öffentliche Stelle, ob die gesetzlichen 
Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. Die antragstellende Person 
wird gegebenenfalls aufgefordert, ihre Identität nachzuweisen, 
bevor weitere Maßnahmen ergriffen werden. 

Fragen und Beschwerden über die Einhaltung datenschutzrecht- 
licher Bestimmungen können jederzeit an die jeweils zustän- 
digen behördlichen Datenschutzbeauftragten der statistischen 
Ämter des Bundes und der Länder oder an die jeweils zustän- 
digen Datenschutzaufsichtsbehörden gerichtet werden. Deren 
Kontaktdaten finden Sie unter 
https: //www.statistikportal.de/de/datenschutz.


